
Die Folgen des kriminellen Geschäftsgeba
rens - selbst dort, wo seine unmittelbare Wir
kung die Ausschaltung einzelner kapitalisti
scher Konkurrenten oder ein Verlust sogenann
ter öffentlicher Mittel ist - hat letztlich die 
werktätige Bevölkerung zu tragen. Ihre mate
rielle Lage verschlechtert sich durch rigorosen 
Abbau von Sozialleistungen, zunehmende Steu
erbelastung, Verteuerung der Lebenshaltungs
kosten, Verlust des Arbeitsplatzes, Nichtauszah
lung von Löhnen durch verbrecherische Bank
rotteure, Verlust von Spareinlagen usw.; sie ist 
insbesondere auch von solchen kriminellen Ma
chenschaften am meisten betroffen, die sich ge
gen das Leben oder die Gesundheit der Men
schen richten (zum Beispiel Delikte auf dem 
Gebiet des Umweltschutzes, des Arbeitsschut
zes, Schädigung durch den Verkauf gesund
heitsgefährlicher Lebens- und Genußmittel 
bzw. Medikamente).

Schließlich sei noch erwähnt, daß von der 
Kriminalität im ökonomischen Bereich gravie
rende Aus- und Rückwirkungen auf die übrige 
Kriminalität ausgehen, die auch von BRD-Kri- 
minologen nicht übersehen und häufig mit dem 
nicht unzutreffenden Begriff einer „Sogwir
kung“ beschrieben werden. Allein diese Tatsa
che müßte Grund genug sein, um seitens des 
Strafrechts und der Strafjustiz energisch gegen 
die organisierte, kommerziell betriebene Krimi
nalität vorzugehen. Die Wirklichkeit sieht je
doch anders aus.

Selbst dann, wenn es - nicht selten infolge 
des Drucks der Öffentlichkeit und zu ihrer Be
ruhigung bzw. zu Propagandazwecken - zur 
Kriminalisierung und Pönalisierung bestimmter 
gesellschaftsgefährlicher Praktiken im wirt
schaftlichen Bereich gekommen ist, bleiben Ge
setzesverstöße überwiegend ungeahndet, wer
den sie vertuscht, schleppen sich eingeleitete 
Strafverfahren jahrelang hin und verlaufen im 
Sande oder kommen die Täter mit provokativ 
geringfügigen Sanktionen davon.

Selbst eifrige Verfechter des kapitalistischen Sy
stems müssen eingestehen, daß bei solchen Straf
taten „die strafgerichtliche Sanktionspraxis vergli
chen mit jener gegenüber Verkehrstätern und 
Dieben am wenigsten Freiheitsstrafen verhängt, 
gegebenenfalls am ehesten Strafaussetzung ge
währt und am häufigsten Geldstrafen anord
net“106.
Das trifft auch voll und ganz auf die massenhaft 
begangenen, den Strafverfolgungsorganen nur zu 
einem geringen Bruchteil jedoch bekannt werden
den Umweltdelikte zu. Wie entsprechende Unter

suchungen über deren Ahndung ergaben 107, wird 
schon ein Großteil dieser Verfahren durch die 
Staatsanwaltschaft eingestellt; soweit es zu einem 
Gerichtsverfahren kommt, enden dann „noch ein
mal fast 80 Prozenjt aller Umweltverfahren durch 
Einstellung oder Freispruch“, wodurch insgesamt 
„weniger als 3 Prozent aller registrierten Umwelt
straftaten durch ein gerichtliches Urteil sanktio
niert werden“. Da die fast ausschließlich verhäng
ten Geldstrafen oder Geldbußen zudem „sehr 
bescheiden“ ausfallen, pflegen die Großunterneh
mer diese erfahrungsgemäß aus der „Portokasse“ 
zu begleichen.
Wie die Staatsanwälte in der BRD die ihnen ein
geräumte Befugnis, sogenannte Bagatellsachen 
nicht zu verfolgen, im Bereich der Wirtschaftskri
minalität generell handhaben, wird deutlich, 
wenn man erfährt, daß 50 bis 70 Prozent der Fälle 
wegen Geringfügigkeit zur Verfahrenseinstellung 
führen. 108 Obgleich bei allem Streit der BRD-Ju- 
risten über den Begriff des Bagatelldelikts weitge
hend Einigkeit über die zentrale Bedeutung des 
Kriteriums „Schadenshöhe“ besteht, werden Wirt
schaftsstrafverfahren in praxi selbst bei ermittel
ten Schäden zwischen 50 000 und 250 000 DM 
wegen „Geringfügigkeit“ eingestellt. 109 
Demgegenüber kommt es beim sogenannten La
dendiebstahl in fast 90 Prozent der bekannt ge
wordenen Fälle zu gerichtlichen Aburteilung der 
Täter, „obwohl in der Mehrzahl der Fälle nur 
Schäden unter 24 DM verursacht werden“110.
Daß die Verbrechen der Monopole faktisch nicht 
verfolgt werden, bringen auch die Äußerungen ei-
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